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1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Au 19/71 Bonn, den 4. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Tilgung gewisser 
Waren in der Anlage zur Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
des Rates vom 20. Dezember 1969 zur Festlegung einer ge- 
meinsamen Ausfuhrregelung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goelhestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Tilgung gewisser Waren in der Anlage zur Verordnung 
(EWG )Nr. 2603/69 des Rates vom 20. Dezember 1969 
zur Festlegung einer gemeinsamen Ausfuhrregelung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
des Rates vom 20. Dezember 1969 zur Festlegung 
einer gemeinsamen Ausfuhrregelung ^), insbesondere 
auf Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Ausfuhren einiger der im 
Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 des Ra- 
tes aufgeführten Waren durch den Mitgliedstaat, der 
bislang als einzige mengenmäßige Beschränkungen 
aufrechterhalten hatte, liberalisiert worden sind, so 
daß es möglich ist, auf Gemeinschaftsebene für die 
fraglichen Waren den Grundsatz der Ausfuhrfreiheit 
aufzustellen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten 
Waren werden aus dem Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2603/69 des Rates getilgt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 
vom 27. Dezember 1969, Seite 25 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Tarifnummer Warenbezeichnung 


ex 46.03 Korbmacherwaren und andere Wa- 
ren, unmittelbar aus Flechtstoffen 

hergestellt oder aus Waren der 

Tarifnummern 46.01 oder 46.02 ge- 
fertigt; Waren aus Luffa hergestellt 

58.04 Samt, Plüsch, Schlingengewebe und 
Chenillegewebe, ausgenommen Ge- 
webe der Tarifnummern 55,08 und 
58.05 

ex B - Baumwollsamt, glatt 

89.04 Wasserfahrzeuge zum Abwracken 
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Begründung 


Durch Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 vom 20. De- 
zember 1969^), hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften eine gemeinsame Ausfuhrregelung 
festgelegt. 

Artikel 10 dieser Verordnung sieht vor, daß bis zur 
Einführung einer diesbezüglichen gemeinsamen Han- 
delspolitik der Grundsatz der gemeinschaftlichen 
Ausfuhrfreiheit auf die im Anhang zur Verordnung 
aufgeführten Waren (Negativliste) keine Anwen- 
dung findet. 

Inzwischen ist eine gewisse Anzahl dieser Waren 
durch den Mitgliedstaat, der bislang allein mengen- 
mäßige Beschränkungen aufrechterhalten hatte, libe- 
ralisiert worden (Italien). Ihre Ausfuhr ist deshalb in 
der gesamten Gemeinschaft frei. Es besteht kein 


Grund zu der Befürchtung, daß die Wiedereinfüh- 
rung von mengenmäßigen Beschränkungen in naher 
I Zukunft geboten sein könnte. 

Unter diesen Voraussetzungen ist die Kommission 
der Auffassung, daß es gerechtfertigt ist, die frag- 
lichen Waren dem Grundsatz der gemeinschaftlichen 
Ausfuhrfreiheit zu unterwerfen. Sie schlägt deshalb 
vor, sie aus der Anlage zur Verordnung (EWG) 
Nr. 2603/69 des Rates zu tilgen. 

j Diese Anlage würde demnach in Zukunft nur noch 
: 53 volle oder teilweise Positionen des Gemeinsamen 
' Zolltarifs umfassen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 
vom 27. Dezember 1969, Seite 25 
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